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Die ausländische Wohnbevölkerung erhält nach den kantonalen Rechtsvorschriften keine 
Abstimmungs- und Wahlunterlagen, weil nur die Stimmberechtigten Informationen zu politischen 
Geschäften erhalten können. 

Kommunikation und Partizipation sind wichtige Bestandteile von Integration und Grund-
voraussetzung für günstige integrative Rahmenbedingungen und konkrete Integrationsarbeit. 
Namentlich sollen die Migrantinnen und Migranten über die hiesigen Lebensbedingungen, Rechte 
und Pflichten sowie über die gesellschaftlichen und politischen Regeln informiert, zu Respekt 
gegenüber den hiesigen Verhältnissen angehalten und zu eigenen Integrationsbemühungen 
motiviert werden. Interessierten Ausländerinnen und Ausländern soll deshalb die Möglichkeit 
geboten werden, nebst den öffentlichen Medienberichten, sich vertieft mit den politischen 
Geschäften auseinanderzusetzen, deren Umsetzung sie finanziell wie auch gesellschaftlich 
mittragen. Personen ohne Stimm- und Wahlrecht sollen die Möglichkeit erhalten, sich über 
politische Sachgeschäfte umfassend zu informieren. Die regulären Abstimmungs- und 
Wahlunterlagen schaffen günstige informative Rahmenbedingungen für die Mitverantwortung der 
Migrantinnen und Migranten an den politischen Entscheidungsprozessen. 

In der Stadt Bern besteht seit Frühjahr 2005 für niedergelassene Ausländerinnen und Ausländer 
die Möglichkeit, die Unterlagen über städtische Urnengänge zu beziehen. Es wurden zu Beginn 
rund 13'000 Personen über 18 Jahre angeschrieben, rund 20% (2400) von ihnen wünschte die 
Zustellung der Unterlagen. In einer repräsentativen Umfrage, die im Frühjahr 2006 durchgeführt 
wurde, fanden 89% die Einrichtung sinnvoll und 82% wünschten die Unterlagen weiterhin zu 
erhalten (666 Antworten auf 2348 verschickte Fragebogen, was einer Rücklaufquote von 28% 
entspricht.) 

Einerseits im Hinblick auf eine allfällige zukünftige Einbürgerung, andererseits auch als 
Wertschätzung gegenüber interessierten und integrationswilligen Ausländerinnen und Ausländern 
ist dies eine Dienstleistung, die auch im Kanton Basel Sinn macht. 

Die Unterzeichnenden beauftragen den Regierungsrat, dem Grossen Rat eine Vorlage mit 
folgendem Inhalt vorzulegen: Die interessierten niedergelassenen Ausländerinnen und Ausländer 
in Kanton Basel Stadt, die älter als 18 Jahre sind, sollen die Möglichkeit haben, die Unterlagen zu 
Abstimmungen und Wahlen des Kantons zu erhalten. 

 Talha Ugur Camlibel, Sibel Arslan, Loretta Müller, Anita Lachenmeier-Thüring, 
 Beat Jans, Jürg Stöcklin, Helen Schai-Zigerlig, Heidi Mück, André Weissen,  
 Karin Häberli Leugger, Hans Baumgartner, Bruno Suter, Hasan Kanber,  
 Christine Keller, Gülsen Oeztürk, Roland Engeler-Ohnemus 


